
Die rechtlichen Regelungen für bäuerliche Nebentätig-
keiten sind vielschichtig und betreffen verschiedene 
Bereiche wie das Gewerbe-, Steuer- und Sozialversiche-
rungsrecht. Besonders wichtig ist die Unterscheidung, ob 
man noch im Rahmen der Landwirtschaft tätig ist oder 
bereits eine gewerbliche Tätigkeit ausübt. Details dazu 
erfahren Sie im folgenden Beitrag. 

Wo liegen die gewerberechtlichen 
Grenzen in der Direktvermarktung?

	� Eier, Federn, Haare, Hörner, 
Geweihe, Zähne, Klauen, 
Krallen, Talg, Honig

Neben der land- und forstwirt-
schaftlichen Urproduktion 
sind auch die „Nebengewerbe 
der Land- und Forstwirtschaft“ 
von der Gewerbeordnung aus-
genommen.
Für Nebengewerbe gilt der 
Grundsatz, dass sie mit der 
Land- und Forstwirtschaft or-
ganisatorisch eng verbunden 
und „wirtschaftlich unterge-
ordnet“ gegenüber der land- 
und forstwirtschaftlichen Tä-
tigkeit sind.

Be- & Verarbeitung 
als Nebengewerbe
Im Bereich der Direktvermark-
tung ist vor allem das Verarbei-
tungsnebengewerbe gemäß § 
2 Abs. 4 Z 1 GewO von beson-
derer Bedeutung. Dieses ist wie 
folgt definiert:
	� Die Verarbeitung und Bear-

beitung überwiegend des ei-
genen Naturproduktes un-
ter der Voraussetzung, dass 
der Charakter des jeweiligen 
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Insbesondere „Intensiv-Direkt-
vermarkter“ sollten sich mit 
den Grenzen der Landwirt-
schaft vertraut machen und 
diese im Auge behalten. Anders 
als im landwirtschaftlichen Be-
reich, benötigen Gewerbetrei-
bende für ihren Betrieb
	� meist einen Gewerbeschein 

und eine Betriebsanlagen-
genehmigung,
	� eine Pflichtversicherung 

nach dem gewerblichen 

Sozialversicherungsgesetz 
(GSVG).

Gewerbetreibende
	� unterliegen anderen steuer-

rechtlichen Vorgaben,
	� benötigen Betriebsflächen, 

die eine entsprechende Flä-
chenwidmung aufweisen.

Urproduktion

Die Land- und Forstwirtschaft 
ist von den Bestimmungen der 
Gewerbeordnung ausgenom-
men, weshalb man weder eine 
Gewerbeanmeldung noch ei-
nen Befähigungsnachweis be-
nötigt. Zu landwirtschaftli-
chen Tätigkeiten zählen unter 
anderem die Hervorbringung 
pflanzlicher Erzeugnisse und 
das Halten von Nutztieren zur 
Zucht, Mast oder Gewinnung 

tierischer Erzeugnisse. Um zu 
klären, welche Produkte die-
ser klassischen Urproduktion 
zuzuzählen sind, muss man in 
der sogenannten Urprodukte-
verordnung nachlesen. So gel-
ten im tierischen Bereich bei-
spielsweise folgende Erzeugnis-
se als Urprodukte:
	� Fische und Fleisch von 

sämtlichen landwirtschaft-
lichen Nutztieren und von 
Wild; auch gerupft, abgezo-
gen, geschuppt, im Ganzen, 
halbiert, bei Rindern auch 
gefünftelt
	� Milch roh oder pasteuri-

siert, Sauerrahm, Schlag-
obers, Sauermilch, Butter-
milch, Joghurt, Kefir, Top-
fen, Butter (Alm-, Landbut-
ter), Molke – alle diese ohne 
geschmacksverändernde 
Zusätze; typische bäuerli-
che, althergebrachte Käse-
sorten, wie zum Beispiel 
Almkäse/Bergkäse, Zieger/
Schotten, Graukäse, Koch-
käse, Rässkäse, Hobelkäse, 
Schaf- oder Ziegen(misch)-
frischkäse – auch eingelegt 
in Öl und/oder gewürzt, 
Bierkäse
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Betriebes als land- und forst-
wirtschaftlicher Betrieb ge-
wahrt bleibt
	� die Be- und Verarbeitung 

kann auch durch einen be-
fugten Gewerbetreibenden 
im Lohnverfahren erfolgen
	� der Wert der allenfalls mit-

verarbeiteten Erzeugnisse 
muss gegenüber dem Wert 
des bearbeiteten oder ver-
arbeiteten Naturproduktes 
untergeordnet sein.

Um innerhalb der Grenze des 
land- und forstwirtschaftli-
chen Nebengewerbes zu blei-
ben, muss es sich um die Be- 
und Verarbeitung überwiegend 
des eigenen Naturproduktes 
handeln. Das heißt, nach die-
ser gesetzlichen Definition 
dürfen Urprodukte bis zu 49 
Prozent zugekauft werden. Das 
eigene Urprodukt muss sowohl 
mengen- als auch wertmä-
ßig mit zumindest 51 Prozent 
überwiegen. Die zugekauften 
und die eigenen Produkte müs-
sen gemeinsam be- und verar-
beitet werden.

Land- & forstwirt-
schaftlicher Charakter
Mit der Gewerberechtsnovel-
le 1997 wurde beim Verarbei-
tungsnebengewerbe das Krite-
rium der Unterordnung ersetzt 
durch das Abstellen auf den 
„Charakter“ des jeweiligen Be-
triebes. Das heißt, die nebenge-
werbliche Tätigkeit darf nicht 
den Charakter eines Gewerbe-
betriebes annehmen.
Was so einleuchtend klingt, ist 
in der Praxis nur schwer quan-
tifizierbar. Maßgeblich ist eine 
Gesamtbetrachtung des Betrie-
bes, wobei unter Berücksich-
tigung des äußeren Erschei-
nungsbildes, folgende Kriteri-
en zu beachten sind:
	� die Ausübung von in der 

Land- und Forstwirtschaft 
üblichen Produktionszweige
	� die Selbstbewirtschaftung 

unter Mitwirkung des Be-
triebsführers
	� Flächenbewirtschaftung
	� örtliche Nähe zwischen 

Landwirtschaft und Verar-
beitungsstätte;

Im Jahr 2015 beschäftigte sich 
auch der Verwaltungsgerichts-
hof mit der Frage, ob bei ei-
nem oberösterreichischen 
Schweinemastbetrieb noch ein 
landwirtschaftliches Neben-
gewerbe oder bereits eine ge-
werbliche Tätigkeit vorliegt. 
Die Entscheidung des Verwal-
tungsgerichtshofes (GZ Ro 
2014/04/0051 vom 14.10.2015) 
hat ergeben, dass es für die Be-
urteilung des Charakters auf 
eine Mehrzahl von Aspekten 
im Rahmen eines beweglichen 
Systems ankommt.

Genannt hat das Gericht fol-
gende Kriterien, die für die Be-
urteilung heranzuziehen sind:
	� Betriebszeiten in der Verar-

beitung
	� Verkaufs- & Öffnungszeiten
	� Auslieferungs- und Versand-

zeiten
	� Strukturen in der Vermark-

tung
	� Bestehen einer Betriebs-

stätte, wie sie üblicherwei-
se von Gewerbetreibenden 
verwendet wird

	� räumliche und maschinelle 
Ausstattung im Bereich der 
Be- und Verarbeitung
	� betriebswirtschaftliche Pa-

rameter – investierter Auf-
wand an Arbeitszeit- und 
kraft sowie Kapital, erwirt-
schafteter Ertrag

Kurz gefasst
Eine exakte quantitative 
Grenzziehung zwischen Ver-
arbeitungsnebengewerbe und 
gewerblicher Tätigkeit ist nicht 
möglich. Vielmehr muss im 
Einzelfall auf den Charakter 
als land- und forstwirtschaft-
licher Betrieb abgestellt 
werden und dieser erfordert 
eine Gesamtbetrachtung unter 
Einbeziehung einer Vielzahl an 
Aspekten.

Was Sie von der Ein-
kommensteuerpflicht 
über die Berücksichtigung 
der Umsatzsteuer bis 
zur Belegerteilungs- und 
Registrierkassenpflicht 
sowie dem Automaten-
verkauf beachten müssen, 
erfahren Sie im folgenden 
Beitrag.
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1 Steuerliche 
Rahmenbedin-
gungen

Die steuerlichen Rahmen-
bedingungen bei der Direkt-
vermarktung richten sich ei-
nerseits, ob Urprodukte oder 
be- und verarbeitete Produkte 
verkauft werden und anderer-
seits danach welcher Gewinn-
ermittlungsart der land- und 
forstwirtschaftliche (luf) Be-
trieb unterliegt. 
Ob ein Erzeugnis ein Urpro-
dukt ist, richtet sich größten-
teils nach der Urproduktever-
ordnung. Urprodukte sind 
zum Beispiel Milch, Honig und 
Getreide. Die Einnahmen aus 

dem Verkauf land- und forst-
wirtschaftlicher Urprodukte 
gehören zu den Einkünften aus 
Land- und Forstwirtschaft. 

Be- und verarbeitete Produkte, 
zum Beispiel Brot, Wurst und 
Fruchtjoghurt, zählen dann 
zur Land- und Forstwirtschaft, 
wenn Wert der zugekauften 
und verarbeiteten Waren 25 
Prozent der Einnahmen aus 
der Be- und Verarbeitung nicht 
überschreitet. Überdies dürfen 
die Einnahmen aus der Be- und 
Verarbeitung alleine oder ge-
meinsam mit den Einnahmen 
aus einem bestimmten land- 
und forstwirtschaftlichen Ne-
benerwerb 45.000 Euro jähr-
lich nicht überschreiten.

Bei vollpauschalierten Betrie-
ben sind die Einnahmen aus 
der Urproduktion durch die 
vollpauschalierte Gewinner-
mittlung erfasst. Berechnungs-
basis sind 42 Prozent vom Ein-
heitswert.

Bei teilpauschalierten Betrie-
ben können von den Einnah-
men, je nachdem ob es sich um 
„tierische“ oder „pflanzliche“ 
Urprodukte handelt, 80 oder 
70 Prozent als pauschale Aus-
gaben abgezogen werden. Bei 
den Einnahmen aus Be- und 
Verarbeitung steht sowohl bei 
Voll- als auch bei Teilpauscha-
lierung ein 70-prozentiges Aus-
gabenpauschale zu. Bei Buch-
führung und Einnahmen-Aus-
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gaben-Rechnung ist die Direkt-
vermarktung Teil derselben.

2 Ab wann besteht 
Einkommensteu-
erpflicht?

Betriebsführerinnen und Be-
triebsführer sind verpflichtet, 
eigenständig zu prüfen,
	� welcher Gewinnermitt-

lungsart der Betrieb unter-
liegt 
	� ob aufgrund der durch-

geführten Gewinnermitt-
lung positive Einkünfte aus 
Land- und Forstwirtschaft 
erzielt werden. 

Einkommensteuererklärungs-
pflicht besteht vereinfacht 
dann, wenn das gesamte Jah-
reseinkommen über der Steuer-
freigrenze liegt. Die Steuerfrei-
grenze wird jährlich angepasst 

und beträgt für das Jahr 2024 
12.816 Euro. 

3 Was muss be-
züglich Umsatz-

steuer berücksichtigt 
werden?

Nicht buchführungspflichti-
ge Betriebe, mit einem Umsatz 
von maximal 600.000 Euro, 
sind bei der Umsatzsteuer pau-
schaliert. Wenn diese Unter-
nehmer Lieferungen und Leis-
tungen erbringen, gilt ein 
Durchschnittssteuersatz von 
zehn beziehungsweise 13 Pro-
zent. Beim Verkauf an andere 
Unternehmer für dessen Un-
ternehmen beträgt der Durch-
schnittssteuersatz generell 
13 Prozent. Beim Verkauf an 
Nichtunternehmer hängt der 
Umsatzsteuersatz von der Art 
des Produktes ab, zum Beispiel 
für Milch zehn Prozent und 
für Brennholz 13 Prozent. Im 
Rahmen der Umsatzsteuerpau-
schalierung entsteht grund-
sätzlich weder eine Umsatz-
steuerzahllast noch ein Vor-
steuerüberschuss. 
Für die pauschalierten Umsät-
ze treffen den Land- und Forst-
wirt umsatzsteuerlich weder 
eine Aufzeichnungs- noch eine 
Steuererklärungspflicht.

Von der allgemeinen Umsatz-
steuerpauschalierung gibt es 
eine wichtige Ausnahme: Für 
die Lieferungen und den Eigen-
verbrauch von
	� gewissen nichtalkoholi-

schen Getränken, wie zum 
Beispiel Obst-, Beeren- und 
Gemüsesäfte sowie
	� alkoholischen Flüssig-

keiten, wie zum Beispiel 
Branntwein/Edelbrand, Li-
kör, Sturm, Wein und Most 
aus zugekauften Obststoffen

sind 20 Prozent Umsatzsteuer 
zu verrechnen und eine Zu-
satzsteuer von zehn Prozent 
bei Verkauf an Nichtunterneh-
mer sowie von sieben Prozent 
bei Verkauf an Unternehmer 
zu entrichten. Bei einer ver-
pflichtenden oder freiwilligen 
Regelbesteuerung gelten die 
allgemeinen Regeln über Auf-
zeichnungen, Steuersätze und 
Umsatzsteuererklärungen.

4 Belegerteilungs- 
und Registrier-

kassenpflicht sowie 
Automatenverkauf

Für vollpauschalierte Landwir-
te, die überdies umsatzsteuer-
pauschaliert sind, besteht kei-
ne Belegerteilungs- und Re-
gistrierkassenpflicht für den 

Verkauf von Urprodukten. 
Für sämtliche aufzeichnungs-
pflichtigen Einnahmen, wie 
zum Beispiel den Verkauf von 
be- und verarbeiteten Produk-
ten, besteht Belegerteilungs-
pflicht sowie bei Überschrei-
ten gewisser Umsatzgrenzen 
Registrierkassenpflicht. Bei al-
len anderen Gewinnermitt-
lungsarten besteht Belegertei-
lungspflicht für alle Barumsät-
ze und Registrierkassenpflicht 
bei Überschreiten der Um-
satzgrenzen. Das sind jährlich 
15.000 Euro gesamtbetrieblich 
und 7.500 Euro in bar.

Bei Warenausgabeautomaten, 
bei denen die Gegenleistung 
für die jeweiligen Einzelumsät-
ze 20 Euro (brutto) nicht über-
steigt, kann man die Losung 
vereinfacht ermitteln. Für die-
se Automaten gilt weder eine 
Registrierkassenpflicht noch 
eine Belegerteilungspflicht. 
Die Losung wird zumindest 
alle sechs Wochen durch Be-
rechnung und Aufzeichnung 
der Anzahl der verkauften Wa-
ren ermittelt. Darüber hinaus 
sind anlässlich jeder Kassen-
entleerung, die zumindest ein-
mal im Monat zu erfolgen hat, 
die vereinnahmten Geldbeträ-
ge je Automat zu ermitteln und 
aufzuzeichnen.

SVS: Aufzeichnen?
Einnahmen aus der Veräuße-
rung von be- und verarbeiteten 
Produkten müssen auch für die 
SVS aufgezeichnet werden. Der 
Verkauf von Urprodukten ist 
hingegen sozialversicherungs-
rechtlich durch den Versiche-
rungswert abgegolten.

PV-Gesetzesreparatur 
In der letzten Kammerzeitung wurde eine Gesetzesänderung ange-
kündigt, wonach für regelbesteuerte Landwirte auch eine EAG-Förde-
rung neben der Umsatzsteuerbefreiung für PV-Anlagen bis 35 kWp in 
Betracht kommt. Diese Gesetzesreparatur wurde am 17. April 2024 im 
Bundesgesetzblatt I Nr. 27/2024 kundgemacht.

„Örtliche Nähe“ – auf die Grundstücksnummer kommt es nicht an

Eine weitere Klarstellung erfolgte vom BMF zur „örtlichen Nähe“ als 
Voraussetzung für den Null Prozent-Umsatzsteuersatz. In einer An-
fragebeantwortung wurde ausgeführt, dass das Wohngebäude und die 
bauliche Anlage mit der PV-Anlage nicht auf derselben 
Grundstücksnummer stehen müssen, sondern es auf 
den „räumlichen Nutzungszusammenhang“ ankommt; 
schädlich wäre zum Beispiel eine dazwischenliegende 
öffentliche Straße. Näheres erfahren Sie nach Scannen 
des QR Codes.
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